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Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des
Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 22. November 1999 wird als
unzulÃ¤ssig verworfen. Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die Beschwerde ist unzulÃ¤ssig, weil RevisionszulassungsgrÃ¼nde iS des Â§ 160
Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht in einer der Formvorschrift des Â§ 160a Abs
2 Satz 3 SGG entsprechenden Weise dargelegt bzw bezeichnet worden sind.

Das gilt zunÃ¤chst, soweit der KlÃ¤ger VerfahrensmÃ¤ngel iS des Â§ 160 Abs 2 Nr 3
SGG geltend macht. Wird mit einer Nichtzulassungsbeschwerde ein
Verfahrensfehler gerÃ¼gt, so muÃ� der BeschwerdefÃ¼hrer die sie
begrÃ¼ndenden Tatsachen im einzelnen genau angeben, und diese mÃ¼ssen in
sich verstÃ¤ndlich den behaupteten Verfahrensfehler ergeben (BSG SozR 1500 Â§
160a Nr 14). Macht der BeschwerdefÃ¼hrer einen Sachverhalt als Verfahrensfehler
geltend, der unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt einen Verfahrensmangel
bilden kann, so ist die Beschwerde unzulÃ¤ssig (Kummer, Die
Nichtzulassungsbeschwerde, RdNr 190 mwN).
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Diesem Fall ist der hier vorliegende Fall gleichzustellen, daÃ� sich bereits aus dem
Vortrag des BeschwerdefÃ¼hrers ergibt, daÃ� der geltend gemachte
Verfahrensmangel inzwischen, dh bis zum Eingang der BegrÃ¼ndung der
Nichtzulassungsbeschwerde, geheilt ist. Denn auf einen geheilten
Verfahrensmangel kÃ¶nnte auch eine Revision nicht mit Erfolg gestÃ¼tzt werden.
Es ist dem KlÃ¤ger einzurÃ¤umen, daÃ� er eine Verletzung des Â§ 47
ZivilprozeÃ�ordnung (ZPO) â�� "Wartepflicht" des abgelehnten Richters â�� durch
das Landessozialgericht (LSG) schlÃ¼ssig vortrÃ¤gt. Denn der von ihm abgelehnte
Vorsitzende Richter am LSG A. hat, bevor Ã¼ber das mit Schriftsatz vom 18.
November 1999 angebrachte Ablehnungsgesuch entschieden war, aufschiebbare
gerichtliche ProzeÃ�handlungen vorgenommen, insbesondere an dem
angefochtenen Urteil mitgewirkt und dieses verkÃ¼ndet. Der Wartepflicht des
abgelehnten Vorsitzenden stand hier nicht entgegen, daÃ� das Ablehnungsgesuch
â�� wie das LSG mit Beschluss vom 22. November 1999 unanfechtbar entschieden
hat â�� unzulÃ¤ssig war; gleichwohl hÃ¤tte der abgelehnte Vorsitzende am 22.
November 1999 (noch) nicht an der Verhandlung und Entscheidung Ã¼ber die
Berufung des KlÃ¤gers mitwirken dÃ¼rfen (vgl Putzo in Thomas/Putzo, ZPO, 22.
Aufl, RdNr 1 zu Â§ 47 iVm RdNr 5 zu Â§ 42; wohl auch ZÃ¶ller, ZPO, 21. Aufl, RdNr 3
zu Â§ 47 ZPO iVm RdNr 4 zu Â§ 45 ZPO). Denn die Bescheidung des
Ablehnungsgesuchs war zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen. Der â��
ohne Mitwirkung des Vorsitzenden Richters A. â�� ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
erlassene Beschluss des LSG vom 22. November 1999 Ã¼ber die Verwerfung des
Ablehnungsgesuchs war nÃ¤mlich noch nicht â�� nach Â§ 133 Satz 2 SGG â��
zugestellt. Dies geschah â�� nach dem Vortrag des KlÃ¤gers â�� erst nach
VerkÃ¼ndung des angefochtenen Urteils; vorher entfaltete der Beschluss noch
keine Wirksamkeit. Daran Ã¤ndert es nichts, daÃ� der Vorsitzende Richter die
erschienenen Beteiligten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 22. November 1999
auf den am selben Tage ergangenen VerwerfungsbeschluÃ� "hinwies". Der in
anderer Besetzung beratene Beschluss Ã¼ber das Ablehnungsgesuch wurde
dadurch insbesondere nicht etwa verkÃ¼ndet; ein derartiges Verfahren hÃ¤tte auch
gegen Â§ 133 SGG verstoÃ�en, wonach bei BeschlÃ¼ssen, die nicht aufgrund
mÃ¼ndlicher Verhandlung ergehen, die VerkÃ¼ndung durch Zustellung ersetzt
wird. Indessen ist â�� seit der inzwischen erfolgten Zustellung dieses Beschlusses
â�� der in der Mitwirkung des abgelehnten Vorsitzenden Richters A. liegende
Verfahrensfehler als geheilt anzusehen (ZÃ¶ller, aaO, RdNrn 4 und 5; BayVerfGH,
Urteil vom 16. Oktober 1981, NJW 1982, 1746; vgl auch BFH, Urteil vom 2. MÃ¤rz
1978, IV R 120/76, BFHE 125, 12), so daÃ� eine zulÃ¤ssige
Nichtzulassungsbeschwerde nicht mehr auf ihn gestÃ¼tzt werden kann. Ein Â§ 202
SGG iVm Â§ 551 Abs 1 Nr 3 ZPO (Mitwirkung eines abgelehnten Richters bei
erfolgreichem Ablehnungsgesuch) entsprechender Fall kÃ¶nnte nur angenommen
werden, wenn das LSG Ã¼ber das Ablehnungsgesuch des KlÃ¤gers nicht
entschieden oder es fÃ¼r begrÃ¼ndet erklÃ¤rt hÃ¤tte oder seine Verwerfung des
Ablehnungsgesuchs auf willkÃ¼rlichen ErwÃ¤gungen beruhte (vgl BayVerfGH),
wofÃ¼r der KlÃ¤ger nichts vortrÃ¤gt.

Soweit der KlÃ¤ger die Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs (Â§ 62 SGG; Art 103 Abs
1 Grundgesetz) rÃ¼gt, fehlt es ebenfalls an der schlÃ¼ssigen Darlegung eines
Verfahrensfehlers. Wie der KlÃ¤ger selbst einrÃ¤umt, war er zum Termin zur
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mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG vom 22. November 1999
ordnungsgemÃ¤Ã� geladen. Seine Ã�berzeugung, daÃ� der angesetzte Termin
verlegt werden wÃ¼rde, grÃ¼ndete er nicht etwa auf ein Verhalten des Gerichts,
sondern nur auf seinen eigenen, am Freitag vor dem Sitzungstag (einem Montag),
beim LSG eingegangenen Schriftsatz vom 18. November 1999, mit dem er das
Ablehnungsgesuch angebracht und einen Terminsverlegungsantrag gestellt hatte.
Entgegen seinem Vorbringen durfte der KlÃ¤ger nicht schon aufgrund seines
Ablehnungsgesuchs mit einer Verlegung des Termins rechnen. Er muÃ�te vielmehr
die MÃ¶glichkeit in Betracht ziehen, daÃ� das LSG Ã¼ber dieses noch am
Terminstag â�� ggf in anderer Besetzung â�� durch verkÃ¼ndeten und sofort
rechtskrÃ¤ftigen (Â§ 177 SGG) Beschluss aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung
entscheiden wÃ¼rde. Bei einem Erfolg des Ablehnungsgesuchs hÃ¤tte dann eine
mÃ¼ndliche Verhandlung der Hauptsache unter Leitung des stellvertretenden
Senatsvorsitzenden stattfinden kÃ¶nnen. FÃ¼r den Fall der ZurÃ¼ckweisung oder
Verwerfung (wie geschehen) des Gesuchs durfte das LSG sogar in unverÃ¤nderter
Besetzung zur Hauptsache mÃ¼ndlich verhandeln und entscheiden (die Verwerfung
des Ablehnungsgesuchs hÃ¤tte es sogar ebenfalls in gleicher Besetzung vornehmen
kÃ¶nnen vgl ZÃ¶ller aaO RdNr 4 zu Â§ 45 ZPO mwN). Darum konnte der KlÃ¤ger
auch nicht damit rechnen, daÃ� seinem Terminsverlegungsantrag stattgegeben
werden wÃ¼rde. Denn das hÃ¤tte das Vorliegen eines erheblichen Grundes
erfordert (vgl Meyer-Ladewig, SGG, 6. Aufl, RdNr 4b zu Â§ 110). Ein solcher
erheblicher Grund war aus den oben dargelegten GrÃ¼nden in dem
Ablehnungsgesuch nicht zu sehen. Ein sonstiger Vertagungsgrund wird vom KlÃ¤ger
in der BeschwerdebegrÃ¼ndung nicht geltend gemacht.

Soweit der KlÃ¤ger sein Rechtsmittel auf die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der
Rechtssache (Â§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) stÃ¼tzt, fehlt es â�� die
KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit unterstellt â�� jedenfalls an der notwendigen Darlegung
der KlÃ¤rungsfÃ¤higkeit, dh der Entscheidungserheblichkeit der vorgelegten
Rechtsfrage (vgl Kummer, aaO, RdNrn 106, 128 f). Der KlÃ¤ger strebt eine
Entscheidung Ã¼ber die Rechtsfrage an, ob ein LeistungsempfÃ¤nger â�� dem der
KlÃ¤ger zu Recht stillschweigend einen Behinderten gleichstellt, der durch einen
Verwaltungsakt gemÃ¤Ã� Â§ 4 Schwerbehindertengesetz begÃ¼nstigt ist â�� auch
dann einer Ã¤rztlichen Untersuchung iS des Â§ 62 Sozialgesetzbuch Erstes Buch
(SGB I) zustimmen muÃ�, wenn diese "ihm nicht zugemutet werden" kann. Diese
Frage wÃ¤re nur dann entscheidungserheblich, wenn Tatsachen â�� etwa solche iS
des Â§ 65 Abs 1 Nr 2 SGB I â�� vorlagen, die fÃ¼r die Unzumutbarkeit der
geforderten Untersuchung sprachen. Der KlÃ¤ger legt in der
Nichtzulassungsbeschwerde nicht schlÃ¼ssig dar, aus welchen GrÃ¼nden ihm die
Mitwirkung an einer medizinischen Untersuchung nicht zumutbar gewesen sein
sollte. Allenfalls lÃ¤Ã�t sich der BeschwerdebegrÃ¼ndung entnehmen, daÃ� er die
Anreise zum untersuchenden Arzt oder Ã¤hnliche fÃ¼r die Untersuchung
erforderlichen VorbereitungsmaÃ�nahmen fÃ¼r unzumutbar hÃ¤lt. Es liegt jedoch
auf der Hand, daÃ� diese VorbereitungsmaÃ�nahmen den Gegebenheiten
angepaÃ�t, insbesondere Untersuchungen auch an nicht reisefÃ¤higen Personen
(etwa im Rahmen eines Hausbesuchs durch einen Gutachterarzt oder im Rahmen
einer stationÃ¤ren Behandlung), vorgenommen werden kÃ¶nnen. Eine derartige
Anpassung der UntersuchungsmodalitÃ¤ten ist jedoch dann sinnlos, wenn der
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Leistungsbezieher bzw sozial BegÃ¼nstigte eine Untersuchung schlechthin
verweigert. In der BegrÃ¼ndung der Nichtzulassungsbeschwerde werden
Hindernisse fÃ¼r die beabsichtigte Art und Weise der Untersuchung nicht
bezeichnet, vielmehr wird ein Recht zur Verweigerung der Untersuchung
schlechthin geltend gemacht.

Das sonach unzulÃ¤ssige Rechtsmittel muÃ�te entsprechend Â§ 169 SGG verworfen
werden, ohne daÃ� es der Mitwirkung ehrenamtlicher Richter bedurfte (BSG SozR
1500 Â§ 160a Nrn 1 und 5; BVerfGE 48, 246 = SozR 1500 Â§ 160a Nr 30).

Ã�ber die Kosten hat der Senat in entsprechender Anwendung des Â§ 193 SGG
entschieden.

Erstellt am: 19.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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